
Aktenzeichen: 1 AZR 1154/79 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht Koblenz

II. Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pfalz

Urteil vom 19. November 1985
- 1 AZR 1154/79 -
Urteil vom 23. Februar 1979
- 4 Ca 1274/78 -
Urteil vom 14. September 1979
- 7 Sa 219/79 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort: 
Statthaftigkeit der Revision

Gesetz: ArbGG § 72 Abs. 1; ZPO § 311 Abs. 2 bis 4,
§ 319, § 554 a Abs. 1 Satz 2
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1 AZR 1154/79
7 Sa 219/79 Rheinland-Pfalz Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
19. November 1985
Bittner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

ln Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgeriehts aufgrund 
der mündliehen Verhandlung vom 19. November 1985 durch 
den Präsidenten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. 
Heither und Matthes sowie den ehrenamtliehen Richter 
Heisler und die ehrenamtliche Richterin Lappe für Recht
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erkannt %

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgeriehts Rheinland-Pfalz 
vom 14. September 1979 - 7 Sa 219/79 - wird
als unzulässig verworfen.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e e h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ;

Die Klägerin maeht Lohnaasprüehe von ea. 90 Mitgliedern 
geltend, die dies© naeh dem Arbeitskampf in der Druekindustri© im 
Jahre 1978 an die Klägerin abgetreten haben. Sie hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, 42.506,31 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen auf den hierauf 
entfallenden Nettobetrag seit 23. August 
1978 an sie, hilfsweise an die mit der zu 
beanspruehenden Lohnforderung einzeln auf­
geführten Mitglieder zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisea.

Das Arbeitsgerieht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung der Klägerin hat das Landesarbeitsgerieht im Termin vom 14. 
September 1979 am Sehluß der Sitzung naeh Beratung folgendes Ur-
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teil verkündet:

'•Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts Koblenz vom 23.02.1979 
- 4 Ca 1274/78 - wird kostenfällig zurüek- 
gewiesen."

Diese Urteilsformel entspricht der von der Kammer des Lan- 
desarbeitsgeriehts schriftlich niedergelegten »ad von sämtliehen 
Riehtera unterschriebene® Urbeilsformel. Nach der Sltsungsnie- 
derschrift ist der wesentliehe Inhalt der Entseheidwngsgründe den 
Parteien nieht mitgeteilt worden.

Mit Sehreiben vom 3. Oktober 1979 wies der Kammervorsit­
zende des Landesarbeitsgerichts die Prozeßbevollmäehtigte® der 
Parteien darauf hin, daß die Nichtzulassung der Revision auf ei­
nem Versehen des Gerichts beruhe. Weiter hieß es:

"Da eine Berichtigung nieht möglieh sein dürf­
te, bleibt Ihnen anheimgestellt, am die Ergän­
zung des Urteils naehzusuehen."

Mit am 12. Oktober 1979 eingegangenem Schriftsatz bean­
tragte die Klägerin, das Urteil vom 14. September 1979 dahin­
gehend zu ergänzen, daß die Revision zugelassen werde. Da es sieh 
um eine Rechtssache von grundsätzlicher Bedeutung handele, hätte 
das Gericht die Zulassung der Revision ausspreehen müssen; aus 
Tatbestand und Begründung sei zu erkennen, daß das Gericht bei 
seiner Entscheidung die Frage der Zulassung der Revision über­
gangen habe, so daß der Antrag begründet sei.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-4-

Am 31. Oktober 1979 teilte der Kammervorsitzende den Pro- 
zeßbevollmäehtigten der Parteien mit, nach nochmaliger Überprü­
fung sei er zu der Auffassung gelangt, daß die unterbliebene Zu­
lassung der Revision eine offenbare Unrichtigkeit darstelle, die 
gemäß § 319 ZPO zu beriehtigen sei. Er bitte deshalb um Rüeksen- 
dung der zugeleiteten ürteilsausfertigungen.

Durch einen niehtdatierten Besehluß hat der Kammervorsit­
zende sodann das Urteil vom 14. September 1979 dahingehend be­
richtigt , daß die Urteilsformel um den Satz erweitert wird "Die 
Revision wird zugelassen". Zur Begründung ist ausgeführt:

"Wie sich aus den Entseheidungsgrüaden ergibt 
(S. 21), entspraeh es der Absicht der Kammer, 
die Revision wegen der grundsätzlichen Bedeu­
tung der Rechtssache zuzulassen. Dies war 
auch in mehreren vorausgegangenen, mit den 
im wesentlichen gleichen Sachverhalt befaßten 
Entscheidungen geschehen. An dieser Praxis 
wollte die Kammer festhalten. Daran ließ das 
Gericht auch in der mündlichen Verhandlung 
keinen Zweifel. Unter diesen Umständen stellt 
die unterbliebene Zulassung der Revision eine 
nicht nur für das Gericht, sondern auch für 
die Parteien erkennbare und damit offenbare 
Unriehtigkeit i.S. des § 319 Abs. 1 ZPO dar 
(vgl. BAG AP Nr. 17 zu § 319 ZPO)."

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihre Saehamträge
weiter.

E n t s e h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist nicht zulässig; sie ist nicht
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statthaft, weil sie vom Landesarbeitsgerieht nicht wirksam zage- 
lassen worden war.

Gegen das Endarteil eines Landesarbeitsgerichts findet die 
Revision an das Bandesarbeitsgerieht nar statt, wenn sie in dem 
Urteil des Landesarbeitsgeriehts oder in einem Besehlaß des Bam- 
desarbeitsgeriehts naeh § 72 a Abs. 5 Satz 2 ArbGG zagelassen 
worden ist (§ 72 Abs. 1 ArbGG). Das ist hier nieht der Fall.

1. Die Zalassang der Revision maß vom Landesarbeitsgericht 
mitverkündet werden. Das Urteil wird dadurch erlassen, daß es 
verkündet wird (§ 310 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Mit der Verkündang ist 
das Urteil existent (BGH, VersR 1984, 1192). Naeh dem Sitzungs- 
protokoll vom 14. September 1979 warde die Zalassang der Revi­
sion nieht verkündet. Die verkündete Urteilsformel enthält keinen 
Aasspraeh Uber die Zalassang der Revision.

Ob eine Zalassang der Revision in den - mitverküadeten - 
Gründen möglieh ist, kann offenbleiben. Bisher hat das Bundesar- 
beitsgericht angenommen, eine Zalassang in den Gründen genüge 
dann, wenn die Gründe hinsiehtlieh der Zalassang zagleieh mit der 
Besehlaßformel verkündet werden (BAG Besehlaß vom 21. März 1974 
- 1 ABR 19/74 - AP Nr. 13 2a § 92 ArbGG 1972, mit weiteren 
Nachweisen). Gegen diese Aaffassang spricht § 311 Abs. 2 ZPO.
Naeh dieser Bestimmang wird das Urteil dareh Vorlesang der Ur­
teilsformel verkündet. Das ist der entscheidende Vorgang. Die 
Entseheidungsgründe brauchen nieht in allen Fällen mitverkündet 
za werden (vgl. § 311 Abs. 3 and 4 ZPO). Doch kann der Senat
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diese Frage im vorliegenden Fall offenlassen. Denn die Entschei- 
dungsgründe sind nach der Sitzungsniedersehrift nicht mitverkün­
det worden. Von den Entscheidungsgründen haben die Parteien erst 
später Kenntnis erhalten.

2. Naeh der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgeriehts 
und des Bundesgerichtshofs kann eine nicht verkündete Rechtsmit- 
telzulassung im Wege des Berichtigungsbeschlasses zwar naeh § 319 
ZPO naehgeholt werden. Ein Berichtigungsbeschluß, der nachträg­
lich die Zulassung der Revision aussprieht, ist jedoch unwirksam 
und für das Revisionsgerieht nicht bindend, wenn die offenbare 
Unrichtigkeit nicht aus dem Urteil selbst oder aus den Vorgängen 
bei seiner Verkündung erkennbar ist und deshalb in Wahrheit eine 
Berichtigung naeh § 319 ZPO nicht vorliegt (vgl. BAG Urteil vom 
23. Mai 1973 - 4 AZR 364/72 - AP Nr. 17 zu § 319 ZPO, mit wei­
teren Nachweisen; BGHZ 78, 22 = AP Nr. 19 Zu § 319 ZPO, eben­
falls mit weiteren Nachweisen; Baumbaeh/Lauterbaeh/Albers/Harfe- 
mann, ZPO, 43. Aufl., § 546 Anm. 2 C b und § 319 Anm. 2 D a).

a) Eine Berichtigung nach § 319 ZPO ist nur zulässig, wenn die 
Tatsache, daß die Revisionszulassung beschlossen und nur verse­
hentlich nicht verkündet worden war, aus dem Zusammenhang des 
Urteils selbst oder mindestens aus den Vorgängen bei seiner Ver­
kündung nach außen hervorgetreten ist. Ein nur gerichtsintern 
gebliebenes Versehen, das meist nicht ohne weitere Beweiserhebung 
überprüft werden könnte, ist keine offenbare Unrichtigkeit im 
Sinne von § 319 ZPO. Da diese Vorschrift erlaubt, daß das Urteil 
durch einen Beschluß berichtigt werden kann, der von keinem der
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an jenem Urteil mitwirkenden Richter gefaßt wird, wird deutlieh, 
daß die Unrichtigkeit des Urteils für die am Berichtigungsbe- 
schluß mitwirkeadea Richter ohne weiteres erkeaabar seia muß. Ist 
dies sieht der Fall, so hat eia auf § 319 ZPO gestützter Be­
richt igungsbesehluß keine bindende Wirkung (vgl. BAG Urteil vom 
23. Mai 1973, aaO; BGHZ 78, 22).

b) Im vorliegenden Fall sind solehe für den Außenstehenden 
"offenbaren" Umstände, aus denen sieh das Versehen des Beru­
fungsgerichts zweifelsfrei ergibt, aus den Vorgängen bei der 
Verkündung nicht hervorgetreten. Nach dem Beriehtigungsbeschluß 
hat die Kammer zwar die Zulassung der Revision wegen grundsätz­
licher Bedeutung besehlossen. Sie hat aber vergessen, die Zulas­
sung zu verkünden. Aus der Verkündung von Urteilen in anderen 
Verfahren konnte sich für den Inhalt der Verkündung in diesem 
Verfahren sehon deshalb nichts ergeben, weil die angesprochenen 
Urteile vorausgegangen waren. Aueh Äußerungen des Geriehts in der 
mündlichen Verhandlung, die darauf hindeuten könnten, die Kammer 
werde - vermutlich - die Revision zulassen, begründen noch keine 
offenbare Unrichtigkeit im Sinne von § 319 ZPO. Denn die Zulas­
sung der Revision muß zunächst von der Kammer beraten werden. 
Tatsächlich hat sie nach dem Inhalt des Berichtigungsbeschlusses 
auch die Absicht gehabt, die Revision wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Rechtssache zuzulassen. Das reicht allein jedoch 
nicht aus. Die Vorgänge bei der Verkündung müssen den Rückschluß 
zulassen, daß die Zulassung der Revision nicht nur versehentlich 
unterblieben 1st, sondern daß die Verlesung der Urteilsformel, 
die die Zulassung der Revision nicht enthielt, eine offenbare
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Unriehtigkeit im Sinne von § 319 ZPO darstellt.

Weitere Umstände, di® für eine offenbare Unrichtigkeit des 
verkündeten Urteils sprechen könnten, sind nicht ersichtlich. Die 
Urteilsformel, die von allen Richtern der Kammer unterschrieben 
wurde, enthält ebenfalls keine Zulassung der Revision. Der Vor­
sitzende der Kammer ist deshalb - zu Recht - zunächst davon aas­
gegangen, daß di® Nichtzulassung der Revision nur auf einem Ver­
sehen des Gerichts beruhe und daß eine Berichtigung nicht möglich 
sei. Das schriftlich abgesetzte Urteil ist nach der Verkündung 
diktiert und niedergesehrieben worden und kann schon deshalb 
keinen Anhaltspunkt für ein® offenbare Unrichtigkeit im Sinne des 
§ 319 ZPO geben.

c) Damit liegt in Wahrheit kein Berichtigungsbeschluß vor, an 
den der Senat gebunden wäre. Läßt der Berichtigungsbeschluß nicht 
erkennen, daß die Voraussetzungen des § 319 ZPO vorliegen, kann 
er für das Revisionsgerieht nicht bindend sein. Ein solcher Be­
schluß 1st nur dem äußeren Anschein nach ein Berichtigungsbe- 
sehluß; der Sache nach wird die Urteilsformel nachträglich er­
gänzt. Der Berichtigungsbeschluß muß deshalb vom Revisionsgericht 
daraufhin »achgeprüft werden können, ob er offensichtlich ge­
setzwidrig ist und damit die Revisionsinstanz nieht eröffnen kann 
(vgl. BGHZ 20, 188, 190 f.; BAG Urteil vom 23. Mai 1973, aaO; 
a.A. Grunsky, ArbGG, 4. Amfl., § 72 Rz 21; Baumgärtel, SAE 
I960, 171). § 70 ArbGG steht dieser Auffassung nicht entgegen. 
Nach dieser Bestimmung findet gegen einen Berichtigungsbesehluß 
des Landesarbeitsgerichts kein Rechtsmittel statt. Damit wird im
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Interesse der Prozeßökonomie der Instanzenzug beschränkt. Dieser 
Zweek würde in sein Gegenteil verkehrt, wenn dareh die Bindangs- 
wirkang eines solchen Beriehtigangsbesehlasses, der noeh naeh 
Jahr and Tag ergehen könnte, der Instanzenzag eröffnet würde 
(vgl. BAG, aaO, mit weiteren Nachweisen).

3. Da die Revision nicht statthaft war, maßte sie als anzaläs-
sig verworfen werden (§ 72 Abs. 5 ArbGG in Verb, mit § 554 a
Abs. 1 Satz 2 ZPO).

Dr. Kissel Dr. Heither Matthes

Heisler Lappe
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